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1	 Einleitung
Das historisch-kulturelle Erbe im Land Nordrhein-Westfalen ist reichhaltig und 
vielfältig und legt Zeugnis über die Jahrtausende alte Geschichte und die Entwick-
lungen in unseren Landesteilen ab. Bei der Suche und Grabung nach Bodendenk-
mälern sowie deren Bergung ergeben sich zahlreiche Gefährdungen für Leben und 
Gesundheit der in der Bodendenkmalpflege tätigen Personen. 

Verletzungen und Erkrankungen wie z. B. ein gebrochenes Bein durch Absturz in 
einen Grabungsschnitt, dauerhafte Rückenschmerzen durch langjähriges und re-
gelmäßiges Heben und Tragen schwerer Lasten oder häufiges Arbeiten in extremer 
Beugehaltung des Rumpfes oder ein Sonnenstich aufgrund stundenlanger Arbeit 
in der prallen Sonne bringen Schmerzen und Leid, schränken die Lebensquali-
tät ein und führen zu vorübergehender oder dauerhafter Arbeitsunfähigkeit. Aus 
diesen Gründen sind Unternehmer/Arbeitgeber und Versicherte/Beschäftigte 
gleichermaßen daran interessiert, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingte Gesundheitsgefahren zu vermeiden.

Das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit darf nicht durch den 
Anspruch, möglichst umfangreiche wissenschaftliche Erkenntnisse zu erlangen 
oder die möglichst originalgetreue Erhaltung des Bodendenkmals zu erreichen, 
eingeschränkt werden. Für den Erfolg einer archäologischen Grabung sind deshalb 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten unabdingbare Voraussetzungen. Ent
sprechend optimierte Arbeitsbedingungen fördern nicht nur das unmittelbare Wohlbe-
finden, sondern verhindern auch Ausfallzeiten und verbessern das Arbeitsergebnis.

Mit dieser Informationsschrift aus der Reihe „Prävention in NRW (PIN)“ stellt die 
Unfallkasse NRW eine Handlungshilfe für die möglichst sichere und gesundheits-
gerechte Durchführung von archäologischen Ausgrabungen zur Verfügung. Die 
Informationsschrift führt die in zahlreichen Vorschriften, Regeln und Informationen 
beschriebenen Maßnahmen sowie bewährte Methoden aus der archäologischen 
Ausgrabungspraxis zusammen.

Kulturdienststellenleitungen und Führungskräfte wie z. B. Grabungsleitungen, 
Archäologinnen und Archäologen sowie Grabungstechnikerinnen und -techniker 
tragen im Rahmen ihrer Fürsorgepflicht Verantwortung für die auf der Grabung täti-
gen Personen. Mit Hilfe dieser Informationsschrift können sie spezielle Herausfor-
derungen und Aufgaben erkennen und notwendige Maßnahmen für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz ableiten.
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2	 �Verantwortung für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz 

Verantwortung für Sicherheit und Gesundheitsschutz bedeutet Verantwortung 
für Leben und Gesundheit der Beschäftigten. Unfallverhütungsvorschriften und 
staatliche Arbeitsschutzvorschriften richten sich deshalb in erster Linie an Un-
ternehmer/Arbeitgeber. Diese müssen die sächlichen, organisatorischen sowie 
personellen Bedingungen und Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-
rufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame 
Erste Hilfe treffen.

Der Umfang der Verantwortung für Sicherheit und Gesundheitsschutz nimmt in 
Kulturdienststellen für archäologische Grabungen vom Beschäftigten/Versicherten 
(Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Hilfskräfte) über die Führungskräfte der einzelnen 
Hierarchiestufen bis zum Unternehmer/Arbeitgeber (Behördenleitung) stetig zu. Dies 
veranschaulicht die nachfolgende Verantwortungspyramide (Abb. 1).

Abb. 1: Verantwortungspyramide in Kultureinrichtungen für archäologische Grabungen

2.1	 Verantwortung der Unternehmer/Arbeitgeber 

Unternehmer/Arbeitgeber im Bereich der öffentlichen Hand in NRW sind z. B. Landes-
behörden, Bezirksregierungen, Landschaftsverbände, Kreise, Städte und Gemeinden 
sowie andere Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts, eingeschlossen 
ihre jeweiligen vertretungsberechtigten Organe (z. B. Ministerinnen oder Minister, 
Landrätinnen oder Landräte, Landesdirektorinnen oder Landesdirektoren, Bürgermei-
sterinnen oder Bürgermeister sowie Vorstände und Geschäftsführungen). Merkmale 
für Unternehmer/Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes sind deren Bestimmungsmög-
lichkeiten über die Unternehmensziele sowie die Personal- und Sachmittelhoheit. Ein 
Teil dieser Gesamtverantwortung für das öffentliche Unternehmen ist die Verantwor-
tung für Sicherheit und Gesundheitsschutz der Versicherten/Beschäftigten.
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Grundlegende Voraussetzung für Sicherheit und Gesundheitsschutz ist die Schaffung 
einer geeigneten betrieblichen Organisation durch den Unternehmer/Arbeitgeber. 
Ist eine solche nicht vorhanden, so sind die Maßnahmen für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz unvollständig, wodurch bei einem Arbeitsunfall ein Organisationsver-
schulden vorliegen könnte.

Wesentliche Punkte für eine gute betriebliche Organisation von Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz in Kulturdienststellen für archäologische Grabungen sind:

•	 Systematische und nach Art und Umfang hinreichend genaue Übertragung von 
Aufgaben und Befugnissen für Sicherheit und Gesundheitsschutz auf zuverläs-
sige und fachkundige Führungskräfte (z. B. den örtlichen Grabungsleiter/die  
örtliche Grabungsleiterin) inklusive der Einräumung hierzu erforderlicher 
Handlungs- und Entscheidungskompetenzen (insbesondere organisatorischer, 
personeller und finanzieller Art) sowie der notwendigen Weisungsbefugnisse, 
um selbstständig handeln zu können.

•	 Festlegung von Schnittstellen zu benachbarten Verantwortungsbereichen und 
die Regelung der Zusammenarbeit mit anderen Beteiligten, z. B. Festlegung von 
Meldewegen bei vor Ort nicht ausreichenden Befugnissen zur Mängelbeseitigung.

•	 Regelmäßige (mindestens stichprobenartige) Kontrolle der Erfüllung der den 
Führungskräften übertragenen Aufgaben durch den Unternehmer/Arbeitgeber 
und die Festlegung von Verbesserungsmaßnahmen bei Bedarf.

•	 Bestellung von Betriebsärztinnen oder Betriebsärzten und Fachkräften für 
Arbeitssicherheit mit ausreichenden Einsatzzeiten zur Grundbetreuung und 
betriebsspezifischen Betreuung für die Dienststelle.

•	 Regelmäßige (mindestens vierteljährliche) Zusammenkunft des Arbeitsschutz-
ausschusses zur Beratung von Anliegen des Arbeitsschutzes und der Unfall-
verhütung.

•	 Bestellung, Aus- und Fortbildung von Sicherheitsbeauftragten.
•	 Festlegung der erforderlichen Qualifikation im Arbeitsschutz für Führungskräfte, 

Funktionsträgerinnen und Funktionsträger sowie Beschäftigte und ggf. die Orga
nisation der Fort- und Weiterbildung.

•	 Organisation der Durchführung und Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung 
sowie Überprüfung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen.

•	 Organisation der Durchführung und Dokumentation von Unterweisungen (The-
men, Zuständigkeiten, Beteiligung, Methoden, Anlass/Intervall – mindestens 
einmal jährlich Aktualisierung und Überprüfung).

•	 Festlegung der Zuständigkeiten und Vorgehensweisen für die Planung und Rea
lisierung der arbeitsmedizinischen Vorsorge (Personenkreis, Anlass, Intervall, 
Information, Durchführung, Kontrolle).

•	 Festlegung von Zuständigkeiten, Kriterien, Verfahren und Kontrolle zur Sicher
stellung der Beachtung von Arbeitsschutzbelangen bei Planungs- und Be-
schaffungsprozessen (frühzeitige Einbeziehung der Funktionsträger und 
Funktionsträgerinnen im Arbeitsschutz in Planungs-, Investitions- und Beschaf-
fungsvorhaben).
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•	 Erstellung von Vorgaben zur Sicherstellung des Arbeitsschutzes bei der Aus-
wahl, Einsatzplanung, Vertragsgestaltung und bei Tätigkeiten auf der Grabung 
für Fremdfirmen, Nachunternehmen und Lieferanten (Fremdfirmenrichtlinie).

•	 Bestellung eines Koordinators zur Abstimmung von Maßnahmen hinsichtlich 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Versicherten/Beschäftigten, 
wenn mehrere Unternehmer auf der archäologischen Grabung tätig werden. Zur 
Abwehr besonderer Gefahren ist ein Koordinator mit entsprechender Weisungs-
befugnis auszustatten.

•	 Organisation der Ersten Hilfe und der erforderlichen Maßnahmen für Notfälle 
(Zuständigkeiten, Planung/Abläufe, Anzahl und Benennung von Ersthelfern/
Brandschutzhelfern, Rettungskette, Hilfsmittel, Aufzeichnungen über Erste-
Hilfe-Maßnahmen).

•	 Bereitstellung geeigneter Persönlicher Schutzausrüstungen in ausreichender An
zahl zur persönlichen Verwendung für die Tätigkeit am Arbeitsplatz.

•	 Prüfung von Arbeitsmitteln und überwachungsbedürftigen Anlagen.
•	 Untersuchung von Unfällen und Störungen (zeitnahe Auswertung von Unfällen, 

Beinahe-Unfällen und Störungen einschließlich Verbandbucheinträgen) und ggf. 
Anpassung der Schutzmaßnahmen. 

Eine Checkliste zur Bewertung der Organisation von Sicherheit und Gesundheits-
schutz finden Sie im Anhang 1 dieser Handlungshilfe.

2.2	 Verantwortung der Führungskräfte 

Schon die Vielzahl der Aufgaben macht deutlich, dass Unternehmer/Arbeitgeber in 
der Regel darauf angewiesen sind, die erforderlichen Aufgaben und Befugnisse für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz auf zuverlässige und fachkundige Führungskräfte 
zu übertragen.

Die Übertragung von Unternehmerpflichten bedarf der Schriftform. Sie ist so anzu
passen, dass die Aufgabenverteilung konkret nachvollziehbar wird. Diese kann auch 
durch Arbeitsvertrag erfolgen. Die Pflichtenübertragung muss so erfolgen, dass sie 
sich mit den aus dem Arbeitsvertrag ergebenden Pflichten vereinbaren lässt und 
diese sinnvoll ergänzt.

Typische, dem Unternehmer/Arbeitgeber hinsichtlich der Verhütung von Arbeits
unfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren obliegende 
und von diesem auf zuverlässige und fachkundige Führungskräfte übertragene 
Pflichten sind z. B. 

•	 die Gefährdungsbeurteilung durchzuführen
•	 die Unterweisungen durchzuführen und zu dokumentieren
•	 die Wirksamkeit der Maßnahmen für Sicherheit und Gesundheitsschutz zu 

kontrollieren
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•	 mit besonderen Funktionsträgern wie Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeits
sicherheit zusammenzuarbeiten

•	 die erforderlichen Maßnahmen für Sicherheit und Gesundheitsschutz zu  
kommunizieren

•	 den Sicherheitsbeauftragten ausreichend Zeit zur Verfügung zu stellen, um ihre 
Aufgaben während der Arbeitszeit zu erfüllen

•	 die arbeitsmedizinische Vorsorge der Beschäftigten/Versicherten im Verant
wortungsbereich sicherzustellen

•	 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Planung/Beschaffung zu berücksichtigen
•	 Fremdfirmen einzubinden und zu informieren
•	 spezielle Gefahren für besonders schutzbedürftige Beschäftigtengruppen und 

neue Beschäftigte/Versicherte zu berücksichtigen
•	 Notfallmaßnahmen und Erste Hilfe im Verantwortungsbereich sicherzustellen. 

Eine Vorlage für die Übertragung von Unternehmerpflichten ist in der DGUV Regel 
100-001 Grundsätze der Prävention enthalten. Doch auch wenn der Unternehmer/
Arbeitgeber dies nicht explizit getan hat, sind die Führungskräfte (z. B. Amtsleiter 
und Amtsleiterinnen, Dienststellenleiter und Dienststellenleiterinnen oder die wis-
senschaftlichen und technischen Leiter oder Leiterinnen einer Grabung) aufgrund 
ihrer Garantenstellung als Vorgesetzte und im Rahmen ihrer Fürsorgepflicht für ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die Folgen ihres Tuns und Unterlassens und 
die sich daraus ergebenden positiven wie negativen Folgen verantwortlich. Hierzu 
gehören z. B.:

•	 die Auswahlverantwortung (Die richtige Person auf den richtigen Platz setzen!)
•	 die Organisationsverantwortung (Wer muss was, wann und wie tun?)
•	 die Kontrollverantwortung (Sind die umgesetzten Maßnahmen wirksam?)
•	 und die Meldung an die nächste Führungskraft, wenn die eigenen Möglichkeiten 

erschöpft sind. 

Eine zentrale Frage, die sich Führungskräfte nach einem Arbeitsunfall stellen müssen, 
ist: „Hätte ich den Unfall durch mein aktives Tun verhindern können oder ist der Un-
fall auf von mir unterlassene Handlungen zurückzuführen, zu denen ich verpflichtet 
gewesen wäre?“

Die Leiterin bzw. der Leiter einer Ausgrabung ist folglich für die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz auf der Grabung verantwortlich. Auch die Vorbildfunktion der 
Führungskräfte hinsichtlich sicherheitsgerechten Verhaltens ist ein wichtiger Beitrag 
zur Motivation in Sachen Sicherheit und Gesundheitsschutz der auf der Grabung 
Beschäftigten/Versicherten. Einzelne Aufgaben und Befugnisse können wiederum 
auf geeignete Beschäftigte/Versicherte übertragen werden.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass bei nicht erfolgter Übertragung von Unternehmer-
pflichten auf zuverlässige und fachkundige Führungskräfte die Sicherheit und der 
Gesundheitsschutz auf der Grabung lückenhaft bleiben. Unklare Zuständigkeiten 
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und fehlende Weisungs- und Entscheidungsbefugnisse führen zu Abstimmungspro-
blemen. Daher hat sich die schriftliche Übertragung einzelner Unternehmerpflichten 
auch im Bereich der Kulturdienststellen für archäologische Grabungen durchgesetzt, 
in welcher die Handlungskompetenzen und Entscheidungsbefugnisse verbindlich 
und eindeutig geregelt sind.

Die Gesamtverantwortung des Unternehmers/Arbeitgebers für die Organisation des 
betrieblichen Arbeitsschutzes und die Kontrolle der Einhaltung bleibt jedoch auch 
bei einer Übertragung von Unternehmerpflichten bestehen. Trifft den Unternehmer/
Arbeitgeber ein Organisationsverschulden (weil er z. B. unzuverlässige oder nicht 
fachkundige Personen ausgewählt hat) oder vernachlässigt er seine Kontrollpflich-
ten, haftet er ggf. sogar strafrechtlich. Bei Personenschäden reicht eine einfache 
Fahrlässigkeit für eine strafrechtliche Verfolgung aus. Bei einem Unfall ist die 
Unternehmerhaftung für Personenschäden durch die gesetzliche Unfallversicherung 
abgelöst, so dass die entstehenden Folgekosten für medizinische Rehabilitation so-
wie für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemeinschaft 
durch die gesetzlichen Unfallversicherungsträger übernommen werden. Bei einem 
grob fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführten Arbeitsunfall oder einer Berufs-
krankheit kann der Unfallversicherungsträger den Unternehmer jedoch für die ihm 
entstandenen Kosten in Regress nehmen.

2.3	 Verantwortung aller Beschäftigten/Versicherten 

Auch die Beschäftigten/Versicherten haben nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß 
der Unterweisung und Weisung des Unternehmers bzw. der Führungskräfte für ihre 
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit zu sorgen. Darüber hinaus müssen sie für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz derjenigen sorgen, die von ihren Handlungen 
oder Unterlassungen betroffen sind.

Zu den Aufgaben der Beschäftigten/Versicherten zählen insbesondere:

•	 Unterstützung von Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrank-
heiten und arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren

•	 Unterstützung von Maßnahmen für eine wirksame Erste Hilfe (hierzu zählt 
auch die Bereitschaft, sich zum Ersthelfer ausbilden und in der Regel in Zeit-
abständen von zwei Jahren fortbilden zu lassen sowie für Erste-Hilfe-Leistun-
gen zur Verfügung zu stehen)

•	 Befolgung von Anweisungen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrank-
heiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren. Die Versicherten dürfen 
erkennbar gegen Sicherheit und Gesundheit gerichtete Weisungen nicht 
befolgen

•	 Sich durch den Konsum von Alkohol, Drogen oder anderen berauschenden Mit-
teln nicht in einen Zustand zu versetzen, durch den sie sich selbst oder andere 
gefährden können. Dies gilt auch für die Einnahme von Medikamenten.
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•	 Dem Unternehmer/Arbeitgeber oder dem zuständigen Vorgesetzten / der zu-
ständigen Führungskraft jede von ihnen festgestellte unmittelbare erhebliche 
Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit sowie jeden an den Schutzvorrich-
tungen und Schutzsystemen festgestellten Defekt unverzüglich zu melden. 
Unbeschadet dieser Pflicht sollen die Versicherten von ihnen festgestellte Ge-
fahren für Sicherheit und Gesundheit und Mängel an den Schutzvorrichtungen 
und Schutzsystemen auch der Fachkraft für Arbeitssicherheit, dem Betriebsarzt 
oder dem Sicherheitsbeauftragten mitteilen.

•	 Stellt ein Versicherter fest, dass im Hinblick auf die Verhütung von Arbeitsun-
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
	 − ein Arbeitsmittel oder eine sonstige Einrichtung einen Mangel aufweist, 
	 − Arbeitsstoffe nicht einwandfrei verpackt, gekennzeichnet oder beschaf-	
	    fen sind oder  
	 – ein Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe Mängel aufweisen
hat er, soweit dies zu seiner Arbeitsaufgabe gehört und er über die notwendige 
Befähigung verfügt, den festgestellten Mangel unverzüglich zu beseitigen. An-
dernfalls hat er den Mangel dem Vorgesetzten unverzüglich zu melden.

•	 Bestimmungsgemäße Benutzung von Einrichtungen, Arbeitsmitteln, Arbeits-
stoffen und Schutzvorrichtungen im Rahmen der übertragenen Aufgaben

•	 Bestimmungsgemäße Benutzung und regelmäßige Prüfung der Persönlichen 
Schutzausrüstungen auf ordnungsgemäßen Zustand und unverzügliche Mel-
dung festgestellter Mängel der Persönlichen Schutzausrüstung an den Unter-
nehmer/Arbeitgeber bzw. Vorgesetzten / die Führungskraft

•	 Unverzüglich jeden Unfall der zuständigen betrieblichen Stelle zu melden; ist 
er hierzu nicht im Stande, liegt die Meldepflicht bei dem Betriebsangehörigen, 
der von dem Unfall zuerst erfährt.

Die Rechtsgrundlagen zum Thema „Verantwortung für Sicherheit und Gesundheits-
schutz“ finden Sie in der Unfallverhütungsschrift (UVV) Grundsätze der Prävention 
(DGUV Vorschrift 1) sowie in der die UVV konkretisierenden und erläuternden DGUV 
Regel 100-001 Grundsätze der Prävention.
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3	 Gefährdungsbeurteilung 

Wenn die Gefahren für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz nicht bekannt 
sind, kann sich auch niemand davor schützen. Die Gefährdungsbeurteilung ist des-
halb das zentrale Instrument für zielgerichtete Präventionsmaßnahmen bei archäo-
logischen Ausgrabungen.

Mit der Gefährdungsbeurteilung werden für jede Tätigkeit und für jeden Bereich 
auf der Grabung systematisch mögliche Gefährdungen für Leben und Gesundheit 
der Beschäftigten ermittelt, deren Risiken bewertet und die erforderlichen Maß-
nahmen für Sicherheit und Gesundheitsschutz festgelegt und umgesetzt. Ziel ist 
es, die Arbeit so zu gestalten, dass eine Gefährdung für das Leben sowie die phy-
sische und die psychische Gesundheit möglichst vermieden und die verbleibende 
Gefährdung möglichst geringgehalten wird.

Gefährdungen bei archäologischen Ausgrabungen ergeben sich z. B. durch den Ein-
sturz von Gruben und Gräben, den Einsatz von Erdbaumaschinen (z. B. Minibagger,  
Bagger und Radlader), die Handhabung schwerer Lasten und die UV-Belastung 
durch natürliche Sonneneinstrahlung.

Die einzelnen Prozessschritte der Gefährdungsbeurteilung sind in der folgenden 
Abbildung dargestellt.

Abb. 2: Prozessschritte der Gefährdungsbeurteilung, aus DGUV Regel 311-003
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Da die Tätigkeiten auf archäologischen Grabungen häufig Änderungen unterworfen 
sind und an die spezifischen Gegebenheiten vor Ort angepasst werden müssen, ist 
die Gefährdungsbeurteilung laufend fortzuschreiben.

Der Unternehmer/Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Gefährdungsbeurteilung 
fachkundig durchgeführt wird. Verfügt der Unternehmer/Arbeitgeber nicht selbst 
über die entsprechenden Kenntnisse, hat er sich fachkundig beraten zu lassen. 
Fachkundig können z. B. die Fachkraft für Arbeitssicherheit oder die Betriebsärztin/
der Betriebsarzt sein. Weiterhin ist der Arbeitsschutzausschuss (ASA) an der Pla-
nung und Durchführung zu beteiligen. Darüber hinaus sind ggf. weitere Fachleute für 
spezielle Untersuchungen, wie z. B. Lärmmessungen, Gefahrstoffmessungen oder 
zur Beurteilung psychischer Belastungen, hinzuzuziehen.

Wichtig ist die Einbeziehung der Beschäftigten und deren Vertretungen (Personal-
rat/Betriebsrat). Die Erfahrungen der Beschäftigten ermöglichen Erkenntnisse zu 
Gefährdungen, die von außenstehenden Betrachtern oftmals nicht oder nur schwer 
zu erkennen sind. Diese helfen den Verantwortlichen bei der Ableitung wirksamer 
und praktikabler Maßnahmen für Sicherheit und Gesundheitsschutz. Hierdurch 
werden das Sicherheitsbewusstsein und die Akzeptanz der Maßnahmen wesentlich 
erhöht.

3.1	 Vorbereiten der Gefährdungsbeurteilung 

Als erster Arbeitsschritt ist zu klären, welche Arbeitsbereiche und Tätigkeiten auf 
der Grabung vorhanden sind und eigenständig beurteilt werden, z. B. Tiefschnitt, 
Grabung im öffentlichen Verkehrsraum, Brunnenuntersuchung, Sanitär- und Sozial-
räume auf der Grabung. Dabei ist eine Gliederung in Arbeitsbereiche, Tätigkeitsbe-
reiche und ggf. Berufsgruppen mit typischen Tätigkeiten üblich. 

3.2	 Ermitteln von Gefährdungen 

Ziel der Ermittlung ist die systematische Identifizierung von möglichen Gefähr-
dungen und Belastungen. Zur fachkundigen Ermittlung von möglichen Gefähr-
dungen sind systematisch alle im Rahmen der Vorbereitung festgelegten Arbeitsbe-
reiche, Tätigkeitsbereiche und Personengruppen zu ermitteln. Im Anhang 2 dieser 
Handlungshilfe finden Sie eine Übersicht typischer Gefährdungen und Belastungen 
auf archäologischen Grabungen. 
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3.3	 Bewerten der ermittelten Gefährdungen 

Grundlage für die Bewertung, ob die Sicherheit und der Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten auf der Grabung gewährleistet ist, ist das aktuelle Vorschriften- und 
Regelwerk. In diesem sind Bewertungsmaßstäbe in Form von Grenzwerten und 
Schutzzielen zu finden.

Darüber hinaus kommen der Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene 
sowie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse in Frage. Dies sind 
z. B.: 

•	 Regeln und Informationen der gesetzlichen Unfallversicherungsträger (DGUV 
Regeln und DGUV Informationen) und

•	 Technische Regeln zu staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (z. B. AMR, ASR, 
RAB, TRBS, TRGS, TRBA, TRLV, TROS). 

Fehlt dem Verantwortlichen die Fachkunde zur Bewertung der ermittelten Gefähr-
dungen, muss die Unterstützung von der Fachkraft für Arbeitssicherheit, dem Be-
triebsarzt bzw. der Betriebsärztin oder von anderen Fachleuten eingeholt werden. 

Anhand dieser Beurteilungsmaßstäbe werden die ermittelten Gefährdungen ent-
sprechend der folgenden Abbildung beurteilt.

Abb. 3: Beurteilung der Gefährdung, modifiziert nach Prof. Dr.-Ing. Martin Schmauder, TU Dresden
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3.4	 Festlegen geeigneter Schutzmaßnahmen 

Nach der Bewertung der Gefährdungen sind zu deren Beseitigung bzw. Reduzierung 
geeignete Maßnahmen festzulegen. Dabei gelten u. a. folgende Grundsätze nach 
dem Arbeitsschutzgesetz: 

•	 Die Arbeit ist so zu gestalten, dass eine Gefährdung für das Leben sowie die 
physische und die psychische Gesundheit möglichst vermieden und die verblei-
bende Gefährdung möglichst geringgehalten wird.

•	 Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen.
•	 Bei den Maßnahmen sind der Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene so-

wie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen.
•	 Individuelle Schutzmaßnahmen sind nachrangig zu anderen Maßnahmen. 

Für die Festlegung der Rangfolge geeigneter Maßnahmen zur Vermeidung oder 
Minimierung der festgestellten Gefährdungen hat sich das sogenannte S-T-O-P-
Prinzip bewährt. Das heißt, es ist vorrangig zu prüfen, ob die gefährlichen Tätig-
keiten entfallen können (Substitution). Ist dies nicht möglich, muss entsprechend 
der Rangfolge zuerst nach technischen (T) Maßnahmen gesucht werden. Nur dann, 
wenn keine sinnvollen technischen Maßnahmen möglich sind, ist das Problem mit 
organisatorischen (O) Maßnahmen zu lösen. Sollten wiederum keine sinnvollen 
organisatorischen Maßnahmen machbar sein, können in einem letzten Schritt 
personenbezogene (P) Maßnahmen realisiert werden. Die folgende Abbildung stellt 
die Wirksamkeit der Maßnahmen grafisch dar. Oftmals kommen Kombination aus 
unterschiedlichen Maßnahmen zur Anwendung.

Abb. 4: Maßnahmenhierarchie nach ASR V3, modifiziert nach Prof. Dr.-Ing. Martin Schmauder, TU Dresden
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Die Technischen Regeln zu den staatlichen Verordnungen zum Arbeitsschutz 
beschreiben anschaulich und konkret, mit welchen Maßnahmen die ermittelten 
Gefährdungen beseitigt bzw. so weit reduziert werden können, sodass das Schutz-
ziel aus der jeweiligen Verordnung erreicht wird. Werden die in den Technischen Re-
geln genannten Maßnahmen eingehalten, gilt die sogenannte „Vermutungswirkung“ 
für die Einhaltung der Schutzziele aus der Verordnung. Weicht der Unternehmer/
Arbeitgeber bei der Festlegung der Maßnahmen von den in den Technischen Regeln 
beschriebenen Maßnahmen ab oder fehlen diese, muss er durch andere Maßnah-
men die gleiche Sicherheit und den gleichen Schutz der Gesundheit der Beschäf-
tigten erreichen. Dies ist zu dokumentieren.

3.5	 Durchführen der festgelegten Maßnahmen 

Die festgelegten Maßnahmen sind zu priorisieren und umzusetzen. Bei umfang-
reichen Maßnahmen ist ein Maßnahmenplan zu erstellen, in welchem Umset-
zungstermine, Übergangsmaßnahmen und Verantwortliche festgelegt sind.

3.6	 Überprüfen der Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen 

Die Umsetzung und Wirksamkeit der festgelegten Maßnahmen sind zu überprüfen. 
Dabei wird geprüft, ob die Maßnahmen vollständig umgesetzt wurden und dazu 
geführt haben, die Gefährdungen zu beseitigen bzw. hinreichend zu reduzieren 
(akzeptables Restrisiko). Die Prüfung kann z. B. durch Beobachten, Messen oder 
Befragen erfolgen und ist zu dokumentieren.

Sollten weitere oder andere Maßnahmen erforderlich sein, weil z. B. trotz der 
Umsetzung der festgelegten Maßnahmen Schutzziele nicht erreicht werden, dann 
sind die Teilschritte 4, 5 und 6 der Gefährdungsbeurteilung entsprechend Abbil-
dung 2 zu wiederholen.

3.7	 Dokumentieren der Gefährdungsbeurteilung 

Die Bewertung der Gefährdungen, der festgelegten Maßnahmen und der Überprü-
fung der Umsetzung und Wirksamkeit der Maßnahmen sind zu dokumentieren. 
Die Tabelle in Anhang 3 zeigt eine häufig verwendete Form zur Dokumentation der 
Gefährdungsbeurteilung.

Mit der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung wird die rechtlich geforderte 
Nachweispflicht erfüllt. Weiterhin stellt sie eine gute Übersicht der getroffenen 
Maßnahmen auf der archäologischen Grabung dar. So lassen sich Entwicklungen 
nachvollziehen und Erfolge zur kontinuierlichen Verbesserung von Sicherheit und 
Gesundheitsschutz für die Beschäftigten abbilden.
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eine Woche beträgt. Eine Vorstellung beim D-Arzt hat auch dann zu erfolgen, wenn 
nach Auffassung des behandelnden Arztes die Verordnung von Heil- oder Hilfsmit-
teln oder außerhalb der Berechtigung die Hinzuziehung eines anderen Facharztes 
erforderlich ist.

Anschriften von Durchgangsärzten in Ihrer Nähe finden Sie auf der Internetseite des 
Informationsdienstes der Landesverbände der DGUV (www.dguv.de/landesverbaende).

Verletzte mit isolierten Augen- oder Hals-Nasen-Ohren-Verletzungen sollen sofort 
einem Augen- bzw. HNO-Arzt vorgestellt werden. Diese gelten automatisch als 
Durchgangsärzte. Analoges gilt auch für Zahnärzte.

Bei sehr schweren Verletzungen muss nicht erst ein D-Arzt aufgesucht werden. 
Vielmehr soll der Verletzte direkt in ein Krankenhaus eingeliefert werden. Dort sind 
meist auch Durchgangsärzte tätig.

4.3	 Ersthelfer und Ersthelferinnen

Für Erste-Hilfe-Leistungen muss eine ausreichende Zahl von Ersthelferinnen und 
Ersthelfern zur Verfügung stehen. Ihre Zahl richtet sich nach der Anzahl der anwe-
senden Beschäftigten. Pro Grabungsstelle ist die Anwesenheit mindestens eines 
Ersthelfers bzw. einer Ersthelferin erforderlich. Bei mehr als 20 Anwesenden auf der 
Grabungsstelle müssen mindestens zehn Prozent der anwesenden Beschäftigten 
eine Erste-Hilfe-Ausbildung absolviert haben.

Die Ausbildung zum Ersthelfer bzw. zur Ersthelferin erfolgt mittels des Lehrganges 
„Ausbildung in Erster Hilfe“ (Erste-Hilfe-Lehrgang), der neun Unterrichtseinheiten 
umfasst, wobei eine Unterrichtseinheit 45 Minuten beträgt.

Die erlernten Kenntnisse und Fertigkeiten sind in der Regel in Zeitabständen von 
zwei Jahren im Rahmen eines neun Unterrichtseinheiten umfassenden „Erste-Hilfe-
Trainings“ aufzufrischen.

Die Lehrgangsgebühren werden von den zuständigen Berufsgenossenschaften und 
Unfallkassen getragen (Gutscheinverfahren). Beachten Sie, dass auch bei wechseln-
den Schichten sowie Krankheit und Urlaub genügend Ersthelferinnen und -helfer auf 
der Grabung anwesend sein müssen.

4.4	 Erste-Hilfe-Material und -Einrichtungen

Für eine wirksame Erste Hilfe ist jederzeit schnell erreichbar und leicht zugänglich 
Erste-Hilfe-Material in ausreichender Menge bereitzuhalten. Bei Grabungen mit bis 
zu zehn Beschäftigten ist mindestens ein kleiner Verbandkasten (Verbandkasten C 
nach DIN 13157) erforderlich – z. B. in der Tagesunterkunft.

Rettungsleitstelle (Notruf):

Ersthelfer/Ersthelferin: 

Betriebssanitäter/Betriebssanitäterin:

Erste-Hilfe-Material bei:

Erste-Hilfe-Raum:

Nächste erreichbare Ärzte/Ärztinnen:

Berufsgenossenschaftliche  
Durchgangsärzte/Durchgangsärztinnen:

Nächstgelegenes Krankenhaus:

Lerne helfen – werde Ersthelfer/Ersthelferin

Meldung zur Ausbildung bei:

Info: www.dguv.de/fb-erstehilfe

Bewusstsein und Atmung überwachen

DGUV Information 204-003 „Erste Hilfe“, Ausgabe August 2017 • Herausgeber: Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV), Glinkastraße 40, 10117 Berlin, www.dguv.de

Abb. 6: Aushang Erste Hilfe, DGUV Information 204-003, Plakat DIN A3
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eine Woche beträgt. Eine Vorstellung beim D-Arzt hat auch dann zu erfolgen, wenn 
nach Auffassung des behandelnden Arztes die Verordnung von Heil- oder Hilfsmit-
teln oder außerhalb der Berechtigung die Hinzuziehung eines anderen Facharztes 
erforderlich ist.

Anschriften von Durchgangsärzten in Ihrer Nähe finden Sie auf der Internetseite des 
Informationsdienstes der Landesverbände der DGUV (www.dguv.de/landesverbaende).

Verletzte mit isolierten Augen- oder Hals-Nasen-Ohren-Verletzungen sollen sofort 
einem Augen- bzw. HNO-Arzt vorgestellt werden. Diese gelten automatisch als 
Durchgangsärzte. Analoges gilt auch für Zahnärzte.

Bei sehr schweren Verletzungen muss nicht erst ein D-Arzt aufgesucht werden. 
Vielmehr soll der Verletzte direkt in ein Krankenhaus eingeliefert werden. Dort sind 
meist auch Durchgangsärzte tätig.

4.3	 Ersthelfer und Ersthelferinnen

Für Erste-Hilfe-Leistungen muss eine ausreichende Zahl von Ersthelferinnen und 
Ersthelfern zur Verfügung stehen. Ihre Zahl richtet sich nach der Anzahl der anwe-
senden Beschäftigten. Pro Grabungsstelle ist die Anwesenheit mindestens eines 
Ersthelfers bzw. einer Ersthelferin erforderlich. Bei mehr als 20 Anwesenden auf der 
Grabungsstelle müssen mindestens zehn Prozent der anwesenden Beschäftigten 
eine Erste-Hilfe-Ausbildung absolviert haben.

Die Ausbildung zum Ersthelfer bzw. zur Ersthelferin erfolgt mittels des Lehrganges 
„Ausbildung in Erster Hilfe“ (Erste-Hilfe-Lehrgang), der neun Unterrichtseinheiten 
umfasst, wobei eine Unterrichtseinheit 45 Minuten beträgt.

Die erlernten Kenntnisse und Fertigkeiten sind in der Regel in Zeitabständen von 
zwei Jahren im Rahmen eines neun Unterrichtseinheiten umfassenden „Erste-Hilfe-
Trainings“ aufzufrischen.

Die Lehrgangsgebühren werden von den zuständigen Berufsgenossenschaften und 
Unfallkassen getragen (Gutscheinverfahren). Beachten Sie, dass auch bei wechseln-
den Schichten sowie Krankheit und Urlaub genügend Ersthelferinnen und -helfer auf 
der Grabung anwesend sein müssen.

4.4	 Erste-Hilfe-Material und -Einrichtungen

Für eine wirksame Erste Hilfe ist jederzeit schnell erreichbar und leicht zugänglich 
Erste-Hilfe-Material in ausreichender Menge bereitzuhalten. Bei Grabungen mit bis 
zu zehn Beschäftigten ist mindestens ein kleiner Verbandkasten (Verbandkasten C 
nach DIN 13157) erforderlich – z. B. in der Tagesunterkunft.Abb. 6: Aushang Erste Hilfe, DGUV Information 204-003, Plakat DIN A3
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